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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T
Landtag
17. Wahlperiode

Drucksache 17 /1127

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 30. November 2009

Kinderarmut in Bremen und Bremerhaven

In Deutschland leben über 1,7 Millionen Kinder und Jugendliche unter 15 Jahren in
Familien von Bedarfsgemeinschaften gemäß Sozialgesetzbuch II (SGB II). In der Stadt
Bremen leben – wie in dem Armuts- und Reichtumsbericht 2009 des Senats vermerkt
– 20 000 Kinder oder ca. 30 % aller Kinder in SGB-II-Bedarfsgemeinschaften; in Bre-
merhaven sind es über 6000 Kinder, d. h. 40 % aller Kinder. In einkommensarmen
Haushalten leben 20 % der Kinder unter 17 Jahren. Mit 16,6 % ist der Anteil der
Haushalte mit Kindern ohne erwerbstätige Eltern im Bundesland Bremen am höchs-
ten in der Bundesrepublik.

Zum 1. Januar 2005 wurde ein Kinderzuschlag in das Bundeskindergeldgesetz auf-
genommen, der verhindern soll, dass Familien mit Kindern allein wegen des Unter-
halts für die Kinder unter die Armutsgrenze fallen und in die Bezugsberechtigung von
Leistungen nach dem SGB II kommen. Seit dem 1. Oktober 2008 wird der Kinderzu-
schlag mit geringeren Mindesteinkommensgrenzen und einer geringeren Anrechnung
des überschießenden Einkommens gezahlt. Alleinerziehende mit einem monatlichen
Bruttoeinkommen von mehr als 600 ‡ oder Eltern mit einem monatlichen Bruttoein-
kommen von mehr als 900 ‡ erhalten den Kinderzuschlag von 140 ‡ monatlich, wenn
ihr Einkommen und Vermögen nicht die Höchstgrenzen überschreiten. Sozialleistungs-
berechtigte wie Bezieher und Bezieherinnen von Arbeitslosengeld II, Grundsicherung
oder vergleichbare Sozialleistungen haben keinen Anspruch auf den Kinderzuschlag.
Sie erhalten für ihre Kinder Sozialgeld im Rahmen der Bedarfsgemeinschaft nach dem
SGB II oder andere Regelleistungen nach dem SGB II oder dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz.

Um den Einfluss von Sozialleistungen, wie Kindergeld, Kinderzuschuss und Sozial-
geld, auf die Vermeidung und Verringerung von Kinderarmut beurteilen zu können,
ist es wichtig, Daten über den Anteil von Alleinerziehenden und Familien mit Kindern
im Land Bremen zu erhalten, die an der Armutsgrenze leben oder bereits arm sind. Es
stellt sich die Frage, ob es mit der Neuregelung des Kinderzuschusses gelungen ist,
präventiv Alleinerziehende und Familien mit Kindern vor Armut zu schützen.

Wir fragen daher den Senat:

1. Wie viele Familien erhielten im Juli 2008 und im Juli 2009 im Lande Bremen einen
Kinderzuschlag (aufgegliedert nach Stadtteilen)?

2. Wie hat sich die Reform des Kinderzuschlages zum Oktober 2008 auf die Zahl der
Kinderzuschussberechtigten im Lande Bremen für das Jahr 2009 im Vergleich zu
den Vorjahren verändert?

3. Wie hoch ist die Zahl der Bezieherinnen und Bezieher von Leistungen nach dem
SGB II und SGB XII, die statt Aufstockungsleistungen nun den Kinderzuschuss
neben ihrem Einkommen beziehen (aufgegliedert nach Stadtteilen)?

4. Wie viele Kinder und Jugendliche in den Altersgruppen von 0 bis 3, 4 bis 6, 7 bis
10, 11 bis 14 und 15 bis 17 Jahren lebten zu Beginn der Jahre 2008 und 2009 im
Land Bremen (aufgegliedert nach Stadtteilen)?

5. Wie viele Kinder und Jugendliche im Land Bremen in diesen Altersgruppen leb-
ten zu Beginn der Jahre 2008 und 2009 in Bedarfsgemeinschaften mit Bezug von
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SGB-II-Leistungen? Wie viele dieser Kinder und Jugendlichen lebten in Haushal-
ten von Alleinerziehenden (aufgegliedert nach Stadtteilen)?

6. Wie viele Kinder und Jugendliche in diesen Altersgruppen lebten zu Beginn der
Jahre 2008 und 2009 in Bedarfsgemeinschaften, die ALG II zur „Aufstockung”
des elterlichen Einkommens aus Berufstätigkeit erhielten (aufgegliedert nach Stadt-
teilen)?

7. Wie viele Kinder und Jugendliche in diesen Altersgruppen lebten zu Beginn der
Jahre 2008 und 2009 in Familien, die Hilfe zum Lebensunterhalt nach SGB XII
bezogen haben? Wie viele dieser Kinder und Jugendlichen lebten in Haushalten
von Alleinerziehenden (aufgegliedert nach Stadtteilen)?

8. Wie viele Kinder und Jugendliche in diesen Altersgruppen lebten zu Beginn der
Jahre 2008 und 2009 in Familien, die Leistungen nach dem Asylbewerberleistungs-
gesetz bezogen haben? Wie viele dieser Kinder und Jugendlichen lebten in Haus-
halten von Alleinerziehenden (aufgegliedert nach Stadtteilen)?

9. Wie viele Kinder und Jugendliche in diesen Altersgruppen lebten zu Beginn der
Jahre 2008 und 2009 in einkommensarmen Haushalten, die keinerlei soziale
Transferleistungen bezogen (aufgegliedert nach Stadtteilen)?

10. Wie viele Familien haben seit seiner Einführung das Elterngeld erhalten?

11. Wie viele Kinder und Jugendliche aus armen Familien besuchten ein Förder-
zentrum oder haben die Schule abgebrochen? Wie hoch ist ihr Anteil an allen
Kindern und Jugendlichen?

12. Welchen Einfluss hat ein Migrationshintergrund auf das Armutsrisiko von Fami-
lien und Kindern? Gibt es signifikante Unterschiede nach Herkunftsländern?

13. Welche Auswirkungen auf Familien und Kinder im Land Bremen erwartet der
Senat von den beabsichtigten Veränderungen der neuen Bundesregierung im
Bereich des Kindergeldes, des Betreuungsgeldes und des Kinderfreibetrages?

Mustafa Kemal Öztürk, Horst Frehe,
Dr. Matthias Güldner und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

D a z u

Antwort des Senats vom 19. Januar 2010

Vorbemerkung

Ein wesentliches Ziel der Politik des Senats ist es, soziale Ausgrenzung zu verhindern
und abzubauen. Der soziale Zusammenhalt in unseren Städten ist Grundlage und
Bedingung für eine gute Lebensqualität. Der Senat vertritt die Auffassung, dass die
Zukunfts- und Entwicklungschancen von Kindern nicht von deren sozialer Herkunft
oder den Einkommensverhältnissen der Eltern abhängig sein dürfen.

Der Senat hat bereits früher darauf hingewiesen, dass es zu kurz gegriffen ist, Kinder-
armut ausschließlich als Einkommensarmut zu verstehen. Dies wird den zu beobach-
tenden Problemstellungen nicht gerecht, auch wenn das Einkommensniveau ein wich-
tiger Indikator für die Betrachtung der Lebenssituation von Kindern und deren Fami-
lien ist.

Dem Senat ist es wichtig, Kindern neben finanziellen Hilfen qualitative begleitende
Hilfen in den jeweils spezifischen Lebenslagen anzubieten. Dazu gehören Beratungen
ebenso wie z. B. auch Sachleistungen zur Versorgungsunterstützung. Kinder benöti-
gen einen Lebensraum und einen Rahmen, aus dem sich eine positive Perspektive für
das weitere Leben ergibt.

Zu den Bereichen, die gezielt auf Kinder ausgerichtete Lebenshilfen anbieten können,
gehören neben der finanziellen Hilfe die Bereiche Bildung, Gesundheit, Wohnen, soziale
Kontakte, Freizeit. Nur mit einem Gesamtkonzept, das die Kompetenzen verschiede-
ner Akteure bündelt, wird es möglich sein, Kindern eine umfassende Unterstützung
zukommen zu lassen.
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Aus diesem Grund arbeiten die Städte Bremen und Bremerhaven seit langem in viel-
fältiger Weise an der Verbesserung der die Zukunfts- und Entwicklungschancen von
Kindern.

In Bremerhaven besteht seit 2005 beim Amt für Jugend, Familie und Frauen des Ma-
gistrats Bremerhaven die Arbeitsgruppe „Armut im Kindesalter”, der neben verschie-
denen Vertretern von Ämtern des Magistrats auch Vertreter/-innen anderer Organi-
sationen (AG der freien Wohlfahrtspflege, Stadtteilkonferenz etc.) angehören. Über
die Ergebnisse werden jeweils die zuständigen Fachausschüsse der Stadtverordneten-
versammlung Bremerhaven informiert.

Das Thema Kinderarmut ist Bestandteil des Armuts- und Reichtumsberichts. Der Se-
nat hat am 23. Juni 2009 entsprechend der Vorlage 1075/17 den Bericht „Lebenslagen
in Bremen – Armuts- und Reichtumsbericht des Senats der Freien Hansestadt Bremen
2009" sowie die Mitteilung des Senats und deren Weiterleitung an die Bürgerschaft
(Landtag) mit der Bitte um Kenntnisnahme beschlossen. Darin bittet der Senat die
Ressorts, die im Bericht dargestellten Maßnahmen in jeweils eigener Verantwortung
und wechselseitiger Abstimmung fortzusetzen und weiterzuentwickeln.

Bremen wird zudem das Thema „Kinderarmut” zum Gegenstand von Aktivitäten im
Rahmen des EU-Jahres zur Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung 2010
machen.

Das Land Bremen bringt sich außerdem in herausgehobener Weise in die Diskussion
um die Festsetzung der Regelsätze für Kinder ein und hat im Rahmen einer Arbeits-
gruppe der Konferenz der obersten Landessozialbehörden neue Wege mit erarbeitet.
Die Ergebnisse werden zu gegebener Zeit vorgestellt.

Für die Beantwortung der komplexen Fragen der vorliegenden Kleinen Anfrage zur
Kinderarmut in Bremen und Bremerhaven ist anzumerken, dass in der Kürze der Zeit
nicht alle Fragen ausführlich, z. B. auch in der erbetenen Kleinräumigkeit, beantwortet
werden konnten. Die Antworten waren aus verschiedenen Datenquellen zu generie-
ren, für die zum Teil umfangreiche Abfrageprogrammierungen notwendig gewesen
wären, teilweise liegen keine Basisdaten vor.

1.      Wie viele Familien erhielten im Juli 2008 und im Juli 2009 im Lande Bremen einen
Kinderzuschlag (aufgegliedert nach Stadtteilen)?

Für die Gewährung des Kinderzuschlags sind die Familienkassen zuständig.

Im Familienkassenbezirk Bremen gab es laut Statistik der Bundesagentur für Ar-
beit im Juli 2008  293 und im Juli 2009  1037 Kinderzuschlagsberechtigte (siehe
dazu auch Antwort zu Frage 2).

Der Bezirk der Familienkasse Bremen umfasst die Bezirke der Agenturen für Ar-
beit Bremen und Bremerhaven. Diese beiden Bezirke bestehen aus den Städten
Bremen und Bremerhaven sowie aus dem Landkreis Osterholz und einem Teil des
Landkreises Cuxhaven, nämlich dem Altkreis Wesermünde. Bei der statistischen
Erfassung der Kinderzuschlagsdaten wird nicht zwischen dem Wohnort der Kin-
derzuschlagsbezieher unterschieden. Deshalb liegen die Daten nur für den ge-
samten Bezirk vor. Eine Differenzierung bezogen auf das Land Bremen und auf-
gegliedert nach Stadtteilen ist mit den bestehenden EDV-Programmen nicht mög-
lich.

2. Wie hat sich die Reform des Kinderzuschlages zum Oktober 2008 auf die Zahl der
Kinderzuschussberechtigten im Lande Bremen für das Jahr 2009 im Vergleich zu
den Vorjahren verändert?

Im Familienkassenbezirk Bremen stellt sich die Entwicklung der Kinderzuschlags-
berechtigten jeweils zum Oktober eines Jahres wie folgt dar:

Kinderzuschlagsberechtigte

2006    435

2007   406

2008   749

2009 1206

Quelle: Monatliche Bestandsstatistik der Bundesagentur für Arbeit.
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Wie man an der Entwicklung der Kinderzuschlagsberechtigten ablesen kann, hat
die Reform des Kinderzuschlages im Saldo aller Schwankungen zu einem deut-
lichen Anstieg der Inanspruchnahme geführt.

3. Wie hoch ist die Zahl der Bezieherinnen und Bezieher von Leistungen nach dem
SGB II und SGB XII, die statt Aufstockungsleistungen nun den Kinderzuschuss
neben ihrem Einkommen beziehen (aufgegliedert nach Stadtteilen)?

Es liegen der Familienkasse keine Daten darüber vor, wovon die Antragstellen-
den vor der Antragstellung auf Kinderzuschlag jeweils ihren Lebensunterhalt be-
stritten haben. Die erbetenen Bewegungsdaten können somit nicht vorgelegt wer-
den.

4. Wie viele Kinder und Jugendliche in den Altersgruppen von 0 bis 3, 4 bis 6, 7 bis
10, 11 bis 14 und 15 bis 17 Jahren lebten zu Beginn der Jahre 2008 und 2009 im
Land Bremen (aufgegliedert nach Stadtteilen)?

Die Verteilung der minderjährigen Bevölkerung nach den aufgeführten Alters-
gruppen und nach Stadtteilen in den Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven
findet sich im Anhang als Anlage 1 und 2.

Die Daten wurden beim Statistischen Landesamt Bremen und beim Magistrat
Bremerhaven abgefragt. Für die Stadtgemeinde Bremen wurden die Daten aus
dem Informationssystem „Bremen kleinräumig Infosystem” des Statistischen
Landesamtes generiert.

5. Wie viele Kinder und Jugendliche im Land Bremen in diesen Altersgruppen leb-
ten zu Beginn der Jahre 2008 und 2009 in Bedarfsgemeinschaften mit Bezug von
SGB-II-Leistungen? Wie viele dieser Kinder und Jugendlichen lebten in Haushal-
ten von Alleinerziehenden (aufgegliedert nach Stadtteilen)?

Die vorstehende Tabelle weist die Zahl der Kinder nach den in Frage 4 genannten
Altersgruppen in Bedarfsgemeinschaften mit Leistungsbezug SGB II für die Stadt-
gemeinden Bremen und Bremerhaven aus. Die Daten basieren auf einer Sonder-
auswertung des Statistik-Service Nordost und beziehen sich auf Daten nach einer
Wartezeit von drei Monaten (revidierte Daten) aus dem EDV-Verfahren A2LL.

Die beiden rechten Spalten zeigen die Anzahl von Kindern unter 18 Jahren in
Bedarfsgemeinschaften mit einem alleinerziehenden Elternteil. Auf die Stadtteile
der beiden Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven bezogene Daten finden
sich in den Anlagen 3 und 4.

Von Alleinerziehung und den damit verbundenen spezifischen Problemen sind
insbesondere Frauen betroffen. Der Anteil der weiblichen Alleinerziehenden un-
ter allen Alleinerziehenden liegt in den beiden Stadtgemeinden bei rd. 95 %.
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6. Wie viele Kinder und Jugendliche in diesen Altersgruppen lebten zu Beginn der
Jahre 2008 und 2009 in Bedarfsgemeinschaften, die ALG II zur „Aufstockung”
des elterlichen Einkommens aus Berufstätigkeit erhielten (aufgegliedert nach
Stadtteilen)?

Analog zur Tabelle der Frage 5 zeigt diese Tabelle die Zahl der Minderjährigen
in einer Bedarfsgemeinschaft, die aufstockend zu Erwerbseinkommen SGB-II-
Leistungen erhalten. Zugrunde gelegt wurde das Bruttoeinkommen aus Erwerbs-
tätigkeit.

Besonders hinzuweisen ist auch hier auf die Situation der Alleinerziehenden, die
in der Tabelle in den beiden rechten Spalten ausgewiesen sind. Von den Allein-
erziehenden, die in Bremen und Bremerhaven aufstockend zum Erwerbsein-
kommen SGB-II-Leistungen erhalten, sind rd. 96 % weiblich.

Stadtteilbezogene Daten siehe Anlagen 5 und 6.

7. Wie viele Kinder und Jugendliche in diesen Altersgruppen lebten zu Beginn der
Jahre 2008 und 2009 in Familien, die Hilfe zum Lebensunterhalt nach SGB XII
bezogen haben? Wie viele dieser Kinder und Jugendlichen lebten in Haushalten
von Alleinerziehenden (aufgegliedert nach Stadtteilen)?

Mit Einführung des SGB II und SGB XII wechselte der überwiegende Teil der
Bedarfsgemeinschaften mit Kindern aus dem vormaligen Bezug nach BSHG (HLU,
Hilfe zum Lebensunterhalt) in den Bezug von Leistungen nach dem SGB II. Auch
Bezieher/-innen von Arbeitslosenhilfe1) wechselten in der Regel in den Bezug
von SGB-II-Leistungen. Die Hilfe zum Lebensunterhalt stellt zwar weiterhin eine
wichtige Unterstützungsleistung dar, ist dem Umfang (Zahl der Empfänger/-innen
insgesamt ca. 1300) nach heute aber zu vernachlässigen. Minderjährige erhalten
nur noch in Ausnahmefällen Leistungen nach dem 3. Kapitel des SGB XII.

Die Zahlen für die Stadtgemeinde Bremen finden sich in Anlage 6. Eine Aus-
weisung ist infolge der Komplexität der Abfrage zurzeit lediglich auf Ebene der
Sozialzentren möglich. Eine Auswertung nach dem Merkmal „alleinerziehend”
war nicht möglich.

Die  Zahlen  für  die  Stadtgemeinde  Bremerhaven  finden  sich  in  den  Anlagen  7
bis 9.

8. Wie viele Kinder und Jugendliche in diesen Altersgruppen lebten zu Beginn der
Jahre 2008 und 2009 in Familien, die Leistungen nach dem Asylbewerberleistungs-
gesetz bezogen haben? Wie viele dieser Kinder und Jugendlichen lebten in  Haus-
halten von Alleinerziehenden (aufgegliedert nach Stadtteilen)?

Die Anlagen 9 und 10 zeigen nach den Sozialzentren Bremens gegliedert die An-
zahl minderjähriger Bezieher/-innen von Leistungen nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz jeweils für Januar 2008 und Januar 2009. Eine weitere Differen-
zierung nach Stadtteilen wäre unter Einbeziehung der Auswertungskriterien

–––––––
1) Die steuerfinanzierte Arbeitslosenhilfe orientierte sich am letzten Einkommensniveau des

Leistungsberechtigten. Anders als im SGB II und SGB XII wurden weitere Familienmitglieder
nicht berücksichtigt. Nur wenn ein ergänzender paralleler Leistungsbezug nach dem BSHG
vorlag, wurden weitere Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft statistisch erfasst. Einen solchen
ergänzenden Anspruch hatte etwa ein Drittel der Arbeitslosenhilfebezieher/-innen. Aufgrund
dieser statistischen Nichterfassung weiterer Personen im Zusammenhang mit der Arbeitslo-
senhilfe können keine Zeitreihen zur Anzahl von Kindern und/oder Partnern erstellt werden,
die auf den Zeitraum vor 2005 zurückgehen.
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„Postleitzahl” und “Straße” grundsätzlich möglich, jedoch mit einem so hohen
Aufwand verbunden gewesen, dass er nicht zu leisten war. Die Datenlage lässt
eine Auswertung nach dem statistischen Merkmal „alleinerziehend” gegenwär-
tig nicht zu, deshalb konnte keine Auswertung zur Zahl der Minderjährigen, die
in Haushalten mit einem alleinerziehenden Elternteil aufwachsen, erfolgen.

Für die Stadtgemeinde Bremerhaven liegen kleinräumige Daten vor, auch das
Merkmal  „alleinerziehend”  konnte  ausgewertet  werden,  siehe  Anlagen  10
bis 15.

9. Wie viele Kinder und Jugendliche in diesen Altersgruppen lebten zu Beginn der
Jahre 2008 und 2009 in einkommensarmen Haushalten, die keinerlei soziale
Transferleistungen bezogen (aufgegliedert nach Stadtteilen)?

Daten hierzu liegen generiert nicht vor. Auswertungen aus dem Mikrozensus
könnten nur unter erheblichem Zeit- und Kostenaufwand im Rahmen einer Son-
derauswertung ermittelt werden.

10. Wie viele Familien haben seit seiner Einführung das Elterngeld erhalten?

Seit dem Inkrafttreten des BEEG (Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz) zum
1. Januar 2007 bis zum 30. November 2009 haben in der Stadtgemeinde Bremen
12 405 und in der Stadtgemeinde Bremerhaven 2602 Familien Elterngeld erhal-
ten bzw. erhalten dieses aktuell noch.

11. Wie viele Kinder und Jugendliche aus armen Familien besuchten ein Förder-
zentrum oder haben die Schule abgebrochen? Wie hoch ist ihr Anteil an allen
Kindern und Jugendlichen?

Dem Senat ist die Korrelation zwischen sozialer Herkunft von Kindern und Ju-
gendlichen  und  ihrer  schulischen  Platzierung  bzw.  ihrem  Abschlusserfolg  be-
kannt, diese findet Berücksichtigung bei der Entwicklung und Ausstattung bre-
mischer Schulen.

In Bremen und Bremerhaven liegen in der Schulstatistik jedoch keine Individual-
daten der Schülerinnen und Schüler zum Sozialstatus der Familien vor. Eine Er-
fassung von sozialen Rahmendaten (z. B. Einkommen, Bildungsstand) der Erzie-
hungsberechtigten über die Schulen auf Individualdatenebene ist nach dem gel-
tenden Datenschutzrecht nicht zulässig. Fragen, die das Vorliegen dieser Daten
voraussetzen, können daher im Detail nicht beantwortet werden.

12. Welchen Einfluss hat ein Migrationshintergrund auf das Armutsrisiko von Fami-
lien und Kindern? Gibt es signifikante Unterschiede nach Herkunftsländern?

Im dritten Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung (Stand 2008) wird
zum Armutsrisiko von Personen mit Migrationshintergrund dargestellt, dass auf-
grund der im Durchschnitt geringeren Einkommen Personen mit Migrations-
hintergrund auch einem höheren Armutsrisiko ausgesetzt sind. Das Risiko, ein-
kommensarm zu sein, haben nach den Daten des Mikrozensus 2005 bundesweit
15 % der Gesamtbevölkerung.

Bei Personen mit Migrationshintergrund liegt dieser Anteil mit über 28 % mehr
als doppelt so hoch (Personen ohne Migrationshintergrund 12 %).

Armutsrisikoquote von Personen
mit Migrationshintergrund im Jahr 2005*)

Bevölkerung ohne Migrationshintergrund 11,6 %

Bevölkerung mit Migrationshintergrund 28,2 %

*) Quelle: Dritter Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung.

Das Armutsrisiko von Kindern und Jugendlichen unter 15 Jahren mit Migrations-
hintergrund beträgt nach dem Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregie-
rung 36,2 %, während diese Quote bei Kindern und Jugendlichen ohne Migrati-
onshintergrund „nur” bei 13,7 % liegt.
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Armutsrisikoquote von Kindern und Jugendlichen
mit Migrationshintergrund im Jahr 2005*)

Kinder und Jugendliche unter 15 Jahre ohne Migrationshinter- 13,7 %
grund

Kinder und Jugendliche unter 15 Jahre mit Migrationshinter- 36,2 %
grund

*) Quelle: 3. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung.

Eine Unterscheidung dieser Daten nach Herkunftsländern gibt es nicht.

13. Welche Auswirkungen auf Familien und Kinder im Land Bremen erwartet der
Senat von den beabsichtigten Veränderungen der neuen Bundesregierung im
Bereich des Kindergeldes, des Betreuungsgeldes und des Kinderfreibetrages?

Die Erhöhung von Kindergeld und Kinderfreibetrag führt zu einer Vergrößerung
der Einkommensunterschiede für Familien mit Kindern. Für Bezieher von Sozi-
alleistungen (z. B. SGB II, UVG) mit Kind bzw. Kindern ergeben sich keine ein-
kommenssteigernden Effekte, da der Erhöhungsbetrag in vollem Umfang auf die
jeweiligen Sozialleistungen angerechnet wird.

Während Normalverdiener durch das Kindergeld um 20 ‡ pro Monat entlastet
werden, beträgt der Steuervorteil bei Beziehern höherer Einkommen rd. 40 ‡ pro
Monat. Im Ergebnis benachteiligt die Novellierung von Kindergeld und Kinder-
freibetrag die Bezieher/-innen von Sozialleistungen und durchschnittlichen Ein-
kommen gegenüber den Besserverdienenden.

Der Senat spricht sich gegen die Einführung des „Betreuungsgeldes” aus. Nach
wie vor sollten alle zur Verfügung stehenden Kräfte und Ressourcen in den Aus-
bau der außerfamiliären Kindertagesbetreuung gelenkt werden. Wissenschaft-
liche, gleichstellungs- und fachpolitische Bewertungen eines möglichen Betreu-
ungsgeldes sprechen gegen eine solche Einführung, weil damit kontraproduk-
tive Effekte erzielt werden bezogen auf die Stärkung frühkindlicher Bildung, auf
die Rollen- und Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern und auf möglichst
kurze Unterbrechungszeiten der Erwerbsbiografie von Eltern und hier insbeson-
dere von Müttern.

Anhang
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Anlage 3

Frage 5 / Bremen + Bremerhaven
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Frage 5 / Bremen + Bremerhaven
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Anlage 5 

Frage 6 / Bremen + Bremerhaven  
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Anlage 6  

Frage 6 / Bremen + Bremerhaven  
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Anlage 8  

Frage 7 / Bremerhaven  
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Anlage 9  

Frage 7 / Bremerhaven  
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